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Die Zukunft des Wohlfahrtsstaats im Lichte der Generationenbilanz
Th e Future of the Welfare State in the Light of Generational Accounting
Jürgen Leibiger*

Die aus der demografi schen Wende begründete Notwendigkeit einer Reform des Wohl-

fahrts staates ist nahezu unbestritten. Ausgangspunkt der Suche nach Reformvarianten ist 

die Abschätzung der künftigen Entwicklung von Produktion und Pro-Kopf-Einkommen. 

Gleichgültig, welches Verfahren dabei gewählt wird, ob über eine Produktionsfunktion oder 

über eine Prognose der Arbeitsproduktivität: die entscheidenden Bestimmungsgrößen des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro Kopf und seiner Zu- oder Abnahme sind die Entwicklung 

von Produktivität, Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit, Erwerbsverhalten und Belastungsquotient 

(d. h. die Relation der Bevölkerungszahl im nichterwerbsfähigen Alter zur Bevölkerung im 

erwerbsfähigen Alter). In Wachstumsraten ausgedrückt also:

W W W W W WY
B AP AZ ALQ EQ BQ= + − + −

Das Pro-Kopf-Einkommen steigt, wenn die Summe ( )W W W WAP AZ ALQ EQ+ − +  größer als 

WBQ  ist. Eine eventuell wieder wachsende Bevölkerung kann sehr unterschiedlich wirken: 

Steigt die Kinderzahl, so erhöht sich zunächst der Belastungsquotient, um mit Eintritt dieser 

zusätzlichen Bevölkerung in das Erwerbsleben (unter sonst gleichen Bedingungen, d. h. nur 

einmalig höhere Geburtenzahl und unveränderte Lebenserwartung) zu sinken und dann bei 

ihrem Eintritt ins Rentenalter wieder zu steigen. Dem entsprechend wirkt eine Erhöhung 

der Geburtenrate auf das Pro-Kopf-Einkommen je nach betrachtetem Zeithorizont sehr 

unterschiedlich. Die entscheidenden Stellschrauben für die Bewältigung der demografi schen 

Veränderung sind somit zunächst eine Reduzierung der Arbeitslosigkeit, eine wachsende 

Erwerbsbeteiligung – vor allem der Frauen und der Älteren zwischen  und  Jahren – 

 *  Radebeul / Dresden.

  Abgeleitet aus: Y AP AZ ALQ EQ EFQ B= ⋅ ⋅ − ⋅ ⋅ ⋅( )1 . Diese Schreibweise gilt nur für Wachs-

tums raten W  als Anstieg einer stetig nach der Zeit diff erenzierbaren Funktion, d. h. für prozentuale 

Wachstumsraten nur annähernd und wenn diese sehr klein sind.

Y B = BIP je Kopf der Bevölkerung

AP  = Stundenproduktivität (BIP je Stunde Arbeitszeit)

AZ  = durchschnittliche jährliche Arbeitszeit je Erwerbstätigem

ALQ  = tatsächliche Arbeitslosenquote (Anteil der tatsächlich Arbeitslosen an den Erwerbs personen)

ETQ  = Erwerbstätigenquote = 1− ALQ
EQ  = Erwerbsquote (Anteil der Erwerbspersonen an den Erwerbsfähigen)

EFQ  = Erwerbsfähigenquote (Anteil der Erwerbsfähigen an der Bevölkerung, abhängig von der 

Altersstruktur und Erwerbs- und Renteneintrittsalter bzw. vom Belastungsquotienten BQ )

BQ  = Verhältnis der Bevölkerung unter  und über  Jahre an der Bevölkerung im erwerbsfähi-

gen Alter

W  = Wachstumsrate der jeweiligen Größe
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und Produktivitätsanstiege auf Basis des technischen Fortschritts, verbesserter Bildung, For-

schung, Entwicklung und Investitionen. Keine der vorliegenden Untersuchungen dazu 

bezweifelt, dass die erforderliche Wachstumsrelation möglich ist, auch wenn das für die 

nächsten Jahrzehnte – bis  /  – für Deutschland prognostizierte Wachstum des 

Pro-Kopf-Einkommens in Abhängigkeit von den unterstellten Parameteränderungen sehr 

unterschiedlich ausfällt. Im Bericht der Rürup-Kommission steigt das BIP pro Kopf um 

 Prozent (unterstellte jährliche Wachstumsrate der Produktivität von konstant , Prozent) 

(BMGS : ). Nach Reuter (: ) steigt das BIP pro Kopf um  Prozent; er unter-

stellt eine konstante Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität von , Prozent. Geht man 

von einem konstanten absoluten Zuwachs je Zeitperiode und nicht von einer konstanten 

Wachstumsrate aus, was eher dem bisherigen Verlauf entspricht und wohl realistischer ist, 

kann das Pro-Kopf-Einkommen bis  um etwa  Prozent steigen.

Für die Finanzierung des Wohlfahrtsstaats und des Sozialsystems auf heutigem An-

spruchs niveau ist damit zwar weiterhin eine prinzipiell tragfähige Basis gegeben, aber ohne 

Anpassung in den Verteilungsrelationen und in der Verwendungsstruktur des BIP wird der 

demografi sche Wandel nicht zu bewältigen sein. Dies betriff t vor allem zwei Relationen: 

() Ein zunehmender Anteil von nicht mehr erwerbsfähigen Menschen an der Bevölkerung 

erfordert andere Relationen im Wachstum von Brutto- und Nettoeinkommen als bisher, 

weil dieser Bevölkerungsteil seinen Unterhalt aus Steuern und Abgaben bezieht. () Wenn 

das Wachstum der Produktivität (oder die Senkung der Arbeitslosigkeit) einen höheren 

Investitionsanteil am BIP erfordern sollte, muss der Konsumanteil sinken. Dies wird nicht 

ohne Wirkung auf die Finanzierung des Wohlfahrts- und Sozialsystems bleiben.

Strukturveränderungen des Wohlfahrtsstaates

Die für die nächsten ein bis zwei Generationen (also bis  / ) prognostizierten demogra-

fi schen Veränderungen sind vor allem der Rückgang der Bevölkerung, der sinkende An teil 

der Erwerbsfähigen und der steigende Anteil der Rentner|innen. Die einzelnen Ele men te 

des Wohlfahrtssystems sind davon sehr unterschiedlich betroff en. Dies bezieht sich sowohl 

auf die altersspezifi schen Kosten der einzelnen Elemente als auch auf die Ein nah men des 

Staatshaushalts und der Sozialkassen. Die Analyse dieser Zusammenhänge im Rahmen der 

Generationenbilanzierung wird als age cost profi le bezeichnet, indem jedem Jahrgang oder 

jeder Altersgruppe ihr Beitrag zu Steuern und Abgaben auf der einen Seite und die altersspe-

zifi schen Kosten auf der anderen Seite zugeordnet werden (vgl. z. B. Manzke ). Ohne 

hier eine umfassende quantitative Betrachtung vornehmen zu wollen, sollen doch zumindest 

einige Elemente des Wohlfahrtsstaates aus dem Blickwinkel der Generationenbilanzierung 

analysiert werden, um zu sehen, welche Anpassungen unter den Bedingungen der demo-

grafi schen Wende erforderlich sind. 

  Der absolute Zuwachs des BIP je Erwerbstätigen beträgt dann alle zehn Jahre im Durchschnitt 

etwa  €.
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Mögliche Auswirkungen des demografi schen Wandels auf Einnahmen und Ausgaben der 
Gebietskörperschaften

Das Wachstum der Steuereinnahmen wird trotz höherer Einkommen pro Kopf künftig 

schwächer ausfallen, weil die Zahl der Erwerbstätigen selbst bei steigender Erwerbsbetei-

ligung und sinkender Arbeitslosigkeit wahrscheinlich eher rückläufi g sein wird. Ein Teil der 

von den Gebietskörperschaften bereitgestellten Güter ist jedoch bevölkerungs- und alters-

unabhängig, wie z. B. Verteidigungsaufgaben, Auswärtiges usw. Andere Bereiche sind zwar 

bevölkerungs-, aber nicht oder weniger altersspezifi sch, wie z. B. öff entliche Sicherheit oder 

Kultur, wieder andere sind stark von der Altersstruktur der Bevölkerung abhängig; hier ist 

z. B. die Bildung zu nennen.

Eine sinkende Anzahl von Jüngeren führt zu sinkenden Ausgaben für Bildung, Kinder-

erziehung usw. Allerdings sollte gerade hier auf steigende Ausgaben pro Kopf orientiert 

werden, um die Belastung von Familien mit Kindern zu mindern und um bei den Bildungs-

ausgaben, die in Deutschland im internationalen Vergleich zurückgeblieben sind, wieder 

aufzuholen.

Große Bereiche der Infrastrukturfi nanzierung sind unelastisch gegenüber Bevölkerungs-

änderungen, weil ihr Betrieb mit hohen Fixkosten verbunden ist. So geht zwar die Nachfrage 

nach Energie, Trinkwasser, Verkehrsleistungen usw. mit dem Bevölkerungsrückgang zurück, 

diese Systeme sind jedoch in ihren Dimensionen nicht im gleichen Maße veränderbar, so 

dass die Kosten pro Kopf steigen (Kostenremanenz).

Räumliche Diff erenzierung der Bevölkerungsentwicklung

Die räumliche Diff erenzierung der Bevölkerungsentwicklung wird insgesamt zunehmen. 

Ihre Hauptmerkmale bestehen im rascheren Bevölkerungsrückgang und in der schnelle -

ren Alterung der Bevölkerung in den ländlichen Gebieten gegenüber den städtischen Bal -

lungs räumen, wobei einzelne Ballungsgebiete sogar noch über längere Zeit hinweg Wan-

derungs gewinne verzeichnen könnten. Besonders einschneidende Konsequenzen hat dies 

für Ost deutschland, wo neben dem geburtenbedingten Bevölkerungsrückgang ein beträcht-

licher Migrationsverlust zu verzeichnen ist, der vor allem die jüngeren, aktiven Bevölke-

rung steile betriff t. Damit wird sich die Einnahmeschwäche territorial organisierter Finanz -

systeme im Sozialbereich wie bei den Gebietskörperschaften im Osten besonders ausprä-

gen, während der Finanzbedarf wegen der erwähnten Kostenremanenz nicht im gleichen 

Maße sinkt.

Vertikaler und horizontaler Finanzausgleich zwischen den Gebietskörperschaften und 

Sozialkassen wird perspektivisch eine größere Bedeutung haben müssen, weil die bevöl-

kerungsbedingten Diff erenzierungen zunehmen werden. Hier liegt auch der Grund, wes-

halb die wirtschaftlich starken Bundesländer, die zudem von der internen Migration pro-

fi tieren, das Regionalprinzip der Systeme des Wohlfahrtsstaates stärken wollen, um die 

wachsende Notwendigkeit eines interregionalen Finanzausgleichs, in dem sie Nettozahler 

sein müssten, abzuschwächen.
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Rentenversicherung

Die Rentenversicherung ist am meisten von der Alterung betroff en. Die Betrachtung der 

langfristigen Handlungsoptionen angesichts einer schrumpfenden und alternden Bevöl ke-

rung sei anhand eines Modells vorgenommen, in dem die Erwerbstätigen einen Renten beitrag 

zur Finanzierung der Rentner|innen zahlen. Einnahmen E ZQ ALQ EQ EF RB= ⋅ − ⋅ ⋅ ⋅( )1  

und Ausgaben A R RZ= ⋅  der Rentenkasse müssen gleich sein. Wird von Zuweisungen 

und Rücklagen abgesehen, gilt in jedem Jahr:

ZQ ALQ EQ EF RB R RZ⋅ − ⋅ ⋅ ⋅ = ⋅( )1

Da der Altenquotient AQ R EF= /  ist, gilt auch:

ZQ ALQ EQ RB AQ RZ⋅ − ⋅ ⋅ = ⋅( )1

und in Wachstumsraten ausgedrückt:

W W W W W WZQ ALQ EQ RB AQ RZ− + + = +

Der Rentenbeitragssatz RBS  vom Bruttoeinkommen der Beitragszahler|innen ist RB L/  

und somit

W W WRB RBS L= + , d. h.:

W W W W W W WZQ ALQ EQ RBS L AQ RZ− + + + = +

Für W WRZ L=  (d. h. Dynamisierung der Renten entsprechend der Einkommensentwick-

lung der Beitragszahler|innen) folgt:

W W W W WZQ ALQ EQ RBS AQ− + + =

Das heißt, der prozentuale Rentenbeitragssatz RBS  muss mit dem selben Tempo wie der 

Altenquotient wachsen, sollen die Durchschnittsrenten mit der allgemeinen Einkommens-

steigerung unter der Bedingung einer konstanten Erwerbsquote, Beitragszahler|innenquote 

und Arbeitslosenquote mithalten. Das Wachstum des Rentenbeitragssatzes kann im Ver-

gleich zum Wachstum des Altenquotienten umso niedriger sein, je stärker die Arbeits losig-

keit sinkt und der Anteil der Beitragszahler|innen und der Erwerbspersonen an den Erwerbs -

fähigen wächst.

In diesem Ansatz nicht enthalten ist die Alterssicherung der Beamt|inn|en, die ohne 

individuelle Beiträge aus Steuern erfolgt und die – selbst wenn dieses Privileg kurzfristig be-

seitigt würde – einerseits den für die Rentenversicherung wirksamen Belastungsquotienten 

  E  = Renteneinnahmen, Z  = Anzahl der Beitragszahler|innen, ZQ  = Rentenbeitrag je Beitrags-

zahler|in in Euro, ZQ  = Anteil der Beitragszahler|innen an den Erwerbstätigen, R = Anzahl der Rent-

ner|innen, RZ  = durchschnittliche Rente in Euro, EF  = Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, AQ  = 

Altenquotient = R EF/ , L = Bruttoeinkommen der Erwerbstätigen in Euro, RBS  = Rentenbeitragssatz 

vom Bruttoeinkommen = RB L/ .
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mindert, andererseits jedoch eine in den kommenden Jahrzehnten stark wachsende Belas-

tungs komponente der Steuerhaushalte darstellt.

Die politischen Ansatzpunkte für die Bewältigung der demografi schen Wende aus 

Sicht der Rentenkasse können mithin sein:

 – die Senkung der Arbeitslosigkeit und die Erhöhung der Erwerbsquote,

 – die Erhöhung des Anteils der Beitragszahler|innen an den Erwerbstätigen, darunter 

vor allem auch die Aufl ösung der privilegierten Stellung von Beamt|inn|en,

 – die Erhöhung der Beitragssätze,

 – die Verminderung des Wachstums der Renten (Entkopplung der Rentenentwick lung 

von der allgemeinen Einkommensentwicklung, wie es z. B. mit dem Nachhaltig keits-

faktor in der Rentenformel bereits der Fall ist) oder (im Modell nicht berücksich tigt) 

die Senkung der Kosten des Sozialsystems, die nicht direkt in Renten fl ießen (z. B. 

Ver waltungsausgaben).

Wird von einer Verdopplung des Altenquotienten und einer Steigerung der Erwerbsquote 

der Frauen auf das heutige Niveau der Männer (was einer Zunahme der Erwerbsquote von 

etwa acht Prozentpunkten entspricht) bis  ausgegangen, so müsste sich der Renten-

versicherungsanteil am Bruttoeinkommen um  Prozent erhöhen, also fast verdoppeln. 

Diese Steigerung kann nur dann geringer ausfallen, wenn sich die Arbeitslosigkeit stark ver-

ringert, sich der Kreis der Beitragszahler|innen erweitert (WZQ > 0) und die Erwerbsquote 

noch stärker erhöht wird. Es könnten auch Zuweisungen des Bundes erhöht oder die bei-

tragsfi nanzierte Rentenentwicklung von der Einkommensentwicklung abgekoppelt wer-

den (W WRZ L< ). Die Schwierigkeit einer Prognose wird daran deutlich, dass verschiedene 

Berech nungen des Beitragssatzes zur GRV bis  zwischen , Prozent und , Prozent 

schwanken (vgl. Scherrer : ).

Gesetzliche Kranken- und Pfl egeversicherung

Gesundheits- und Pfl egekosten fallen in allen Altersstufen an, allerdings in sehr ungleichem 

Umfang. Während die Pfl egekosten vor allem bei über -Jährigen zum Tragen kommen, 

fallen die anderen Gesundheitskosten in allen Altersstufen an, allerdings mit überdurch-

schnittlichen Kosten pro Kopf bei über -Jährigen. Bei der Finanzierung ist es genau 

um gekehrt: Zur Finanzierung tragen zwar nicht ausschließlich, aber zum größten Teil die 

- bis -Jährigen bzw. die Arbeitgeber bei, der Finanzierungsanteil der Rentner|innen ist 

dagegen weit geringer. Bei der Finanzierung muss außerdem beachtet werden, dass durch 

die Existenz von Beitragsbemessungsgrenzen bei steigenden Einkommen die Einnahmen 

nicht im selben Maße steigen, d. h. ein degressiver Verlauf vorliegt.

Das altersspezifi sche Kostenprofi l zeigt – gemessen an den durchschnittlichen Gesund-

heitskosten pro Person – bis zum . Lebensjahr . € pro Kopf, von  bis  Jahren 

. €, von  bis  Jahren . € und bei noch Älteren . € (geschätzt nach Pimpertz 

: ). Werden diese Gesundheitskosten pro Kopf mit dem Altersprofi l der mittleren 

Prognosevariante der . koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Statistisches Bun-
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des amt : ) von  gerechnet, so stiege der Gesamtdurchschnitt von . € pro 

Kopf in der Gegenwart auf . € im Jahr , also um ca.  Prozent. Allerdings unter-

liegt die Kostenentwicklung des Gesundheitswesens vielfältigen und schwer einzuschätzen-

den Einfl üssen, weil diese direkt von Produktionsaufwendungen im Pharmabereich, in der 

Medizintechnik, von Krankenhauskosten usw. abhängig ist. Die Beschäftigten dieses Be-

reiches wie auch das Pfl egepersonal nehmen an der allgemeinen Einkommensentwick lung 

(Stei gerung um ca.  Prozent) teil. Es existieren eine hohe Vielfalt von Behandlungs metho-

den und ein rascher technisch-medizinischer Fortschritt, und die Gesundheitsindustrie 

(Phar ma- und Medizintechnikkonzerne, Apotheker|innen und Ärzt|inn|e|n, Krankenhaus-

betreiber usw.) betreibt eine gewinnorientierte Produkt- und Preispolitik. Dies führt zu 

steigenden Kosten auch ohne Veränderung im Altersprofi l der Bevölkerung. Dieser Eff ekt, 

dessen Quantifi zierung selbst die Rürup-Kommission nicht wagte, muss zur bevölkerungs-

bedingten Kostensteigerung pro Kopf addiert werden. Die meisten Prognosen gehen von 

der Notwendigkeit einer deutlichen Steigerung der Beitragssätze aus; im Extremfall von 

einer Verdopplung auf  Prozent (vgl. Scherrer : ).

Arbeitslosenversicherung

Die Arbeitslosenversicherung wird von Arbeitnehmer|inne|n und Arbeitgebern getragen 

und auch nur von arbeitslosen Arbeitnehmer|inne|n genutzt. Bevölkerungsrückgang und 

Alterung haben somit keine Auswirkung, wenn vom wachsenden Risiko, mit zunehmen-

dem Alter eher und länger von Arbeitslosigkeit betroff en zu sein, abgesehen wird. Der 

Abbau der Arbeitslosigkeit würde zu einer völligen Entspannung der fi nanziellen Lage der 

Sozialkassen und der Gebietskörperschaften führen. Die Kosten der Arbeitslosigkeit betra-

gen gegenwärtig jährlich etwa  Milliarden € (gesamtfi skalische Kosten, d. h. öff entliche 

Mehrausgaben und Mindereinnahmen durch Arbeitslosigkeit ). Diese Kosten sind 

fast gleich groß wie der Saldo der Einnahmen und Ausgaben der öff entlichen Haushalte 

in Höhe von  Milliarden €. Die aktuelle Krise des Sozialsystems und der öff entlichen 

Haushalte ist somit in hohem Maße durch die Arbeitslosigkeit verursacht. Bei einer sig-

nifi kanten Senkung der Arbeitslosigkeit könnten die angespannte fi nanzielle Lage dieser 

Kassen erheblich entspannt und/oder die Beitragssätze gesenkt werden. 

Die Tragfähigkeit des Systems

Wird das Prinzip der Generationenbilanzierung auf hoher Aggregationsebene angewen-

det, muss der durchschnittliche Sozialbedarf pro Kopf je Altersgruppe analysiert werden. 

Die folgende Übersicht basiert auf Berechnungen der Deutschen Bundesbank (), in 

denen die staatlichen Leistungen (Sozialleistungen und öff entliche Ausgaben) insgesamt 

betrachtet werden. Danach betrugen diese im Jahr  in der Altersgruppe bis  Jahre 

ca. . € pro Kopf, in der Gruppe der - bis -Jährigen ca. . € und in der Gruppe 

der über -Jährigen etwa . €. Werden diese Relationen nur auf die Sozialausgaben 

pro Kopf bezogen, ergibt sich das in Tabelle  dargestellte Bild:
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Tabelle : Generationenstruktur der Sozialausgaben im Jahr 

Altersgruppe

Pro-K
opf-B

edarf 
in €

B
evölkerung 

in M
io.

Sozialbedarf 
in M

io. €

B
IP/ET

1 in €

B
IP in M

io. €

B
IP  pro K

opf 
in €

Sozial quote in %

0  –  15 Jahre 4.800 17,3 83.040 – – – –

15  –  65 Jahre 7.200 51,1 367.920 – – – –

über 65 Jahre 13.800 14,1 194.580 – – – –

Summe – 82,5 645.540 51.557 1.969.496 23.876 33

 ET = Erwerbstätige.

Quelle: Eigene Berechnungen

Hätte die Bevölkerung unter diesen Bedingungen die Altersstruktur von  entspre-

chend der Variante  der . koordinierten Bevölkerungsprognose (d. h. jene Variante, die 

hinsichtlich des Erwerbspersonenpotentials extrem ungünstig ausfällt, weil der Anteil der 

erwerbsfähigen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung sehr niedrig ist), müsste die Sozial-

quote  Prozent betragen. Werden eine lineare Steigerung der Arbeitsproduktivität ana-

log der er Jahre und eine unveränderte Erwerbsquote unterstellt, steigt das Pro-Kopf-

BIP auf das ,-fache. Unterstellt, die Sozialausgaben pro Kopf wachsen mit dem gleichen 

Tempo wie die Einkommen insgesamt, da ja die Gehaltsentwicklung den größten Teil der 

Kostensteigerung ausmacht, müsste die Sozialquote auf  Prozent erhöht werden (Tabelle ). 

Tabelle : Mögliche Generationenstruktur der Sozialausgaben im Jahr 

Altersgruppe

Pro-K
opf-B

edarf 
in €

B
evölkerung

 in M
io.

Sozialbedarf
 in M

io. €

ET
1 in M

io.

B
IP/ET

1 in €

B
IP in M

rd. €

B
IP  pro K

opf 
in €

Sozialquote in %

0  –  15 Jahre 7.200 10,7 77.040 – – – – –

15  –  65 Jahre 10.800 36,4 393.120 – – – – –

über 65 Jahre 20.700 22,6 467.820 – – – – –

Summe – 69,7 937.980 27,3 90.000 2.457 35.251 38

 ET = Erwerbstätige.

Quelle: Eigene Berechnungen
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Da diese Steigerung geringer als die Steigerung der Pro-Kopf-Einkommen ist, können unter 

sonst gleichen Bedingungen (Konstanz des Anteils der Abschreibungen, der Lohnquote 

und der Steuerquote) natürlich auch die Nettoeinkommen pro Kopf in diesem Zeitraum 

weiter wachsen, allerdings mit geringerem Tempo.

Diese Betrachtung verdeutlicht auch, dass die Beibehaltung eines wachsenden Netto-

einkommens je Erwerbstätigem bei steigendem BIP nicht automatisch gewährleistet ist. 

Wenn bei gegebenem BIP-Zuwachs der Zuwachs der Sozialkosten infolge eines steigen den 

Belastungsquotienten und wachsender Sozialkosten pro Kopf höher ist, müssen die Netto-

einkommen sinken, sollen die Sozialansprüche erfüllt werden. Dies könnte zum Beispiel 

dann der Fall sein, wenn, wie jüngst vermutet (Schnabel et al. : ), die Lebenserwartung 

viel stärker steigt, als bisherige Prognosen besagen, und vielleicht mit einem Geburtenanstieg 

zusammenfällt. Bevölkerungsdynamische oder konjunkturell bedingte Mindereinnahmen 

bzw. Mehrausgaben sind, zumindest zeitweilig, nicht von vornherein auszuschließen. Die 

Frage ist, ob es gelingt, die gewachsene Belastung solidarisch zu verteilen, oder ob sie ein-

seitig von den abhängig Beschäftigten getragen wird bzw. kumulierte Rechtsansprüche 

nicht erfüllt, also z. B. Rentenkürzungen vorgenommen werden.

Die Steigerung der Sozialquote hat ökonomische Grenzen in den Investitionserforder-

nissen als Voraussetzung des wirtschaftlichen Wachstums. Da das BIP-Wachstum von stei-

gender Beschäftigung und Arbeitsproduktivität abhängig ist, setzt dies auch wachsende 

Investitionen voraus. Wird der Konsum C  in privaten Konsum der Erwerbstätigen CET  

und Konsum der Nichterwerbstätigen CNET  aus Sozialabgaben sowie in staatlichen Konsum 

CSt  unterteilt, so gilt:

Y C C C IET NET St= + + +

sowie in Quoten

1= + + +C
Y

C
Y

C
Y

I
Y

ET NET St

Wenn die Einkommen und damit der Konsum der Nichterwerbstätigen mit der allgemei-

nen Einkommensentwicklung dynamisiert werden und sich bei steigendem Belastungsquo-

tien  ten deshalb die Beitragssätze erhöhen müssen, muss entweder die Konsumquote der 

Erwerbstätigen C YET  und der öff entlichen Hand C YSt  oder die Investitionsquote I Y  

sinken. Die Aufrechterhaltung oder sogar ein Steigen der Investitionsquote ist jedoch eine 

Voraussetzung, um das gegenwärtig viel zu niedrige BIP-Wachstum wieder zu erhöhen, 

zumindest dann, wenn nicht ein sinkender Kapitalkoeffi  zient und kapitalsparender tech-

nischer Fortschritt unterstellt werden.

Plädoyer für mehr Solidarität

Der Trade-off  zwischen der Entwicklung von Nettoeinkommen und Abgabenwachstum 

und zwischen Wohlfahrtssystem und Wirtschaftswachstum existiert unabhängig davon, 

ob staatliche Systeme – beitrags- oder steuerfi nanziert – oder privat fi nanzierte Systeme 
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existieren. Zwar ist die Sozialquote in den USA sehr niedrig, aber nur deshalb, weil diese 

Ausgaben von Haushalten und Unternehmen privat fi nanziert werden; es handelt sich trotz -

dem um konsumtive Ausgaben.

Der wichtigste Einstieg in die Schaff ung eines demografi efesten Wohlfahrtssystems 

ist neben der Beschleunigung des Produktivitätsfortschritts die Verminderung der Arbeits-

losigkeit und der prekären Beschäftigung sowie die Steigerung der Erwerbsquote. Dazu 

sollte neben der höheren Beschäftigungsquote der älteren Erwerbsfähigen vor allem die 

höhere Beschäftigung der Frauen beitragen, verbunden mit der durchgreifenden Verbesse-

rung der Bedingungen zur Vereinbarkeit von Mutterschaft, Familie und Beruf. Dadurch 

würde nicht nur die ungerechtfertigt hohe Belastung der Familien mit Kindern (infolge 

hoher Kosten bei tendenziell geringeren Einkommen) vermindert, auch das Ansteigen des 

Altenquotienten in der Zukunft könnte infolge höherer Geburtenraten gebremst (allerdings 

erst nach mehreren Jahrzehnten) und die Basis zur Finanzierung des Wohlfahrtsstaates 

ver breitert werden. 

Soll eine Verminderung der Leistungen ausgeschlossen werden, muss im Mittelpunkt 

des Umbaus des Sozialsystems die Erhöhung der Beitragszahler|innenquote stehen. Natür-

lich würde sich dadurch auch die Zahl der Anspruchsberechtigten erhöhen. Da eine sol-

che Ausweitung jedoch in hohem Maße obere Einkommensschichten (Erwerbstätige mit 

Einkommen über den Pfl ichtversicherungsgrenzen, Selbständige, Beamt|inn|e|n) beträfe, 

würden die Einnahmen wegen der damit verbundenen Steigerung des durchschnittlichen 

versicherungspfl ichtigen Einkommens stärker als die Ausgaben steigen. Denn diese Ein-

kommensbezieher|innen werden im Durchschnitt nicht öfter krank als andere und die 

gesetzlichen Rentenansprüche, die ohnehin nur einen Teil der Sozialausgaben ausmachen, 

könnten wie in anderen Ländern nach oben begrenzt werden.

Notwendige Reformschritte sind dann:

. eine stärkere Anhebung bzw. die Aufhebung von Beitragsbemessungsgrenzen,

. die Anhebung bzw. Aufhebung von Pfl ichtversicherungsgrenzen,

. die Ausweitung der Pfl ichtversicherung über Arbeiter|innen und Angestellte hinaus; 

Einbeziehung von Selbständigen, Freiberufl er|inne|n, Beamt|inn|en,

. die Einbeziehung aller Einkünfte, Lösung von der einseitigen Bemessungsgrundlage 

der Arbeitseinkommen und

. die Ausweitung der Risikostrukturausgleichsfonds.

Von neoliberaler Seite wird dafür plädiert, die Absicherung sozialer Risiken sowie des Alters 

den Individuen selbst zu überlassen, weil sich dann das Regelungsdickicht lichten würde, 

die Wahlfreiheit des|der Einzelnen und sein|ihr Leistungsanreiz sich erhöhen, die Kosten für 

den Faktor Arbeit geringer und die Beschäftigung steigen würde. Eine Gegenrechnung wird 

nicht aufgemacht: Die Kosten der sozialen Sicherung werden für den|die Einzelne|n durch 

beträchtliche Informationskosten wahrscheinlich höher. Wachsende soziale Unsicherheit 

erhöht das gesellschaftliche Konfl iktpotential und bindet Kräfte und Potentiale. Die Um-

verteilung von unten nach oben, also das Zurückdrängen des Solidarprinzips, wirkt hem-

mend auf die Nachfrage, weil die durchschnittliche Sparneigung wegen der höheren Spar-
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quote der oberen Einkommensschichten steigt. Die Kosten-Risiko-Relation wird verschlech-

tert, weil die gesellschaftliche Summe aller Risiken zwar gleich bleibt, die Gesamtkosten 

jedoch höher sind, denn Wettbewerb der Kassen und Privatversicherer bedeutet ja, dass 

jede Kasse mit eigener Verwaltung und Werbung ausgestattet werden muss und dass die 

Konkurrenz unter ihnen einer Kontrolle, mithin einer zusätzlich zu fi nanzierenden Instanz 

bedarf. Diese Kosten bilden einen Abzug von den eigentlichen Versicherungsleistungen. 

Vorteile von einer Privatisierung haben nur die oberen Einkommensschichten, deren 

Risiko-Kosten-Relation sich verbessert. Deren Risikoprämien sind niedriger, weil ihr Risiko 

dasselbe ist wie bei niedrigen Einkommen, die Prämien jedoch niedriger als beim Zwang 

zur Solidarität ausfallen und diese Schichten in solidarischen Umlageverfahren naturgemäß 

Nettozahler|innen sind. Privatversicherung und Kapitalbasierung sorgen für zusätzliche 

Einnahmequellen der Versicherungen und Banken, die deshalb das größte Interesse an 

privat fi nanzierten Systemen haben.

Dagegen sorgen breit und einheitlich angelegte Systeme für breitere Risikostreuung; 

demo grafi sch und konjunkturell bedingte Schwankungen sowie die räumliche Diff eren-

zierung können besser ausgeglichen werden. Das heißt, nicht nur die individuellen Lebens-

risiken sowie der Kinder- und Altersunterhalt sind besser zu bewältigen, sondern auch die 

Un sicherheit bezüglich des zu erwartenden Wandels in der Struktur der Risiken, d. h. des 

Anteils von Pfl ege-, Gesundheits-, Arbeitslosigkeits-, Unfall- und Alterskosten usw. an den 

Kosten der gesamten sozialen Sicherung. Dies betriff t auch den territorialen Strukturwandel, 

d. h. stärkere Diff erenzierung von »reichen« und »armen« Bundesländern in Deutschland. So 

gesehen wäre ein einheitliches Sicherungssystem in Form einer umfassenden Bürgerversiche-

rung oder eines steuerfi nanzierten Systems mit kräftiger Progression besonders krisenfest.
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Interessenpolitik und ihre Grenzen – 
sechs Jahre rechtsliberale Wirtschaftspolitik in Österreich
Special Interest Policies and Th eir Limits – 
Six Years of Liberal Economic Policies in Austria
Markus Marterbauer*

Rahmenbedingungen

Seit geraumer Zeit wird Europa von einem kräftigen Rückenwind für liberale Wirt schafts-

politik geprägt. Dieser geht inhaltlich vor allem von internationalen Institu tio nen aus: Der 

von der Europäischen Kommission und der OECD verfochtene »Brüssel-Paris-Konsens« 

sieht Preisstabilität und Budgetkonsolidierung als wichtigste Ziele, die Angebotsseite als 

bestimmenden Faktor, Deregulierung, Privatisierung und Flexibilisierung als zentrale In-

stru mente und eine Zurückdrängung des Staates als Voraussetzung für eine erfolgreiche 

Wirtschaftsentwicklung. Seine Durchsetzungskraft erhält dieser Konsens vom »Mythos 

Glo ba lisie rung« (Pierre Bourdieu): Es ist gelungen, in der Öff entlichkeit die Meinung zu 

etablie ren, dass die hohen Löhne und Sozialstandards in der EU angesichts des heftigen 

Wett bewerbs in der Welt nicht mehr zu halten sind. Europa müsse daher den Sozialstaat 

abbauen und die Unternehmen entlasten, um wirtschaftlich erfolgreich zu sein.

Die internationalen Rahmenbedingungen für einen neoliberalen Kurswechsel auch 

in Österreich waren somit günstig, als im Februar  die konservative ÖVP und die 

rechte FPÖ eine Regierung bildeten. Diese Zusammenarbeit löste die Koalition zwischen 

SPÖ und ÖVP ab, die seit  im Amt gewesen war, ihre Problemlösungskapazität aber 

immer mehr verloren hatte. Schon seit  hat Österreich seinen Wachstumsvorsprung 

gegenüber anderen EU-Ländern eingebüßt und steigende Arbeitslosigkeit hinnehmen müs-

sen. Von der Innovationspolitik gingen keine nennenswerten Initiativen mehr aus, und 

zwar sowohl in technologischer als auch in sozialer Hinsicht.
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